
Beilagen zu den Wortprotokollen des Burgenländischen Landtages der  

XXII. Gesetzgebungsperiode 
 

Ausschussbericht                Beilage 2683 
 
 

Bericht und Abänderungsantrag 
 
 
des Rechtsausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten 
Regina Petrik und Wolfgang Spitzmüller auf Fassung einer Entschließung (Beilage 
2327) betreffend Verbot von Qualzuchten im Tierschutzgesetz (Zahl 22 - 1704) 
(Beilage 2683). 
 
Der Rechtsausschuss hat den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten  
Regina Petrik und Wolfgang Spitzmüller auf Fassung einer Entschließung betreffend 
Verbot von Qualzuchten im Tierschutzgesetz, in seiner 47. Sitzung am Mittwoch, dem 
02.10.2024, beraten. 
 
Landtagsabgeordneter Kilian Brandstätter wurde zum Berichterstatter gewählt. 
 
Nach seinem Bericht stellte Landtagsabgeordneter Kilian Brandstätter einen 
Abänderungsantrag. 
 
Bei der anschließenden Abstimmung wurde der vom Landtagsabgeordneten Kilian 
Brandstätter gestellte Abänderungsantrag ohne Wortmeldung mit den Stimmen der 
SPÖ gegen die Stimmen der ÖVP mehrheitlich angenommen. 
 
Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle dem  

selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Regina Petrik und Wolfgang 
Spitzmüller auf Fassung einer Entschließung betreffend Verbot von Qualzuchten im 
Tierschutzgesetz, unter Einbezug der vom Landtagsabgeordneten Kilian Brandstätter 
beantragten und in der Beilage ersichtlichen Abänderungen, die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 
 
 

Eisenstadt, am 02. Oktober 2024 

 
 

Der Berichterstatter:     Der Obmann-Stv.: 
Kilian Brandstätter eh.    Robert Hergovich eh. 
  



Herrn 
Präsident des Burgenländischen Landtages 
Robert Hergovich 
Landhaus 
7000 Eisenstadt 
 

Eisenstadt, am 2. Oktober 2024 
 

 
 
 
 

Abänderungsantrag 
 
der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Elisabeth Trummer, 
Kolleginnen und Kollegen zum selbständigen Antrag, 22 – 1704, welcher 
abgeändert wird wie folgt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landtag wolle beschließen: 



Entschließung 

des Burgenländischen Landtages vom …. betreffend die rasche Umsetzung 
des Verbotes von Vollspaltenbodenhaltung 
 

Zum unter Zahl 22 – 1704 eingebrachten selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Regina Petrik und Wolfgang Spitzmüller auf Fassung einer 
Entschließung betreffend Verbot von Qualzuchten im Tierschutzgesetz hält der 
Burgenländische Landtag fest: 
 
Die am 4. Juli im Nationalrat beschlossene Novelle des Tierschutzgesetzes stellt 
unzweifelhaft einen Fortschritt für den Schutz von Heimtieren dar. Hervorzuheben 
sind die Einrichtung einer wissenschaftlichen Kommission zur Umsetzung des 
Qualzuchtverbots sowie die Einführung eines Sachkundennachweises für die 
Haltung von Hunden, Reptilien, Amphibien und Papageienvögeln. Ein 
entscheidender Bereich blieb jedoch unberücksichtigt: der Schutz von Nutztieren.  
 
Bis heute hat die türkis-grüne Bundesregierung keine Lösung für das seit Jahren 
umstrittene Thema der Vollspaltböden in der Schweinehaltung präsentiert. Das 
Burgenland hat alle rechtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft, um die Haltung von 
Schweinen auf Vollspaltenböden zu unterbinden und das Tierwohl nachhaltig zu 
verbessern. Bereits 2022 reichte das Land eine Verfassungsklage gegen diese 
Haltungsform ein und verhängte gleichzeitig ein Verbot zur Errichtung neuer Ställe 
mit Vollspaltenböden. Ziel war es, ein schnelles Verbot im Sinne des Tierschutzes 
zu erwirken. Die Bundesregierung entzog sich jedoch ihrer Verantwortung durch 
eine Gesetzesänderung während des laufenden Verfahrens vor dem VfGH: Zwar 
wurde ein Verbot der Schweinehaltung auf Vollspaltenböden beschlossen, dessen 
Inkrafttreten wurde jedoch auf das Jahr 2040 verschoben.  
 
Bereits im Jänner 2024 hat der Verfassungsgerichtshof nach einem Antrag des 
Landes Burgenland diese 17-jährige Übergangsfrist für die Nutzung von 
Vollspaltenböden im Tierschutzgesetzes aufgehoben. Somit bestätigt der 
Verfassungsgerichtshof die Forderung des Landes Burgenland und des 
Burgenländischen Landtags nach einem zeitnahen Verbot der Vollspaltenböden. Die 
entsprechende Bestimmung im Tierschutzgesetz wird daher ab dem 1. Juni 2025 
aufgehoben. Diese Entscheidung ist ein bedeutender Erfolg für den Tierschutz und 
die Förderung einer verantwortungsvollen Landwirtschaft. Sie liegt auch im Interesse 
vieler Landwirt:innen, die diese qualvolle Haltungsform bereits heute ablehnen. 
Tierschutz und eine nachhaltige Landwirtschaft müssen keine Gegensätze sein. 
Obwohl der Verfassungsgerichtshof seine Entscheidung bereits im Jänner 2024 
gegen die Übergangsfrist getroffen hat, fehlt es bislang an einer konkreten 
bundesweiten Regelung, um diese tierquälerische Praxis endlich zu beenden. 



Der Landtag hat beschlossen:  
 
Der Burgenländische Landtag bekennt sich zu den mit der Novelle des 
Tierschutzgesetzes beschlossenen Regelungen betreffend Verbot von Qualzuchten. 
 
Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung 
heranzutreten, diese möge  

• eine sofortige und rechtssichere Umsetzung des jüngsten VfGH-
Erkenntnisses zum Verbot von Vollspaltenböden gewährleisten; 

• entsprechende Steuerbefreiungen von tierwohlgerecht produzierten 
Produkten gegenüber Fleisch aus Vollspaltenbodenhaltung prüfen sowie 

• sich auf EU-Ebene für ein einheitliches, europaweites Verbot der 
Vollspaltenböden einsetzen.   

 


